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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
17. Wahlperiode

Drucksache 17 /1119

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 3. August 2009

Lebensbegleitendes Lernen für die Menschen effektiv und transparent gestalten

Eine wesentliche Facette für den sozialen Zusammenhang der Gesellschaft ist der Zu-
gang zu Bildung im Lebensverlauf – unabhängig von sozialem Status und aktuellem
Bildungsstatus. Dabei ist gegenwärtig festzustellen, dass Menschen mit höherer for-
maler Bildung häufiger an Bildungsveranstaltungen teilnehmen als Menschen mit
geringerer formaler Bildung. Gleichzeitig werden Arbeitnehmer/-innen in höheren
Positionen häufiger von ihren Unternehmen weitergebildet als Arbeitnehmer/-innen
in einfachen Positionen. Damit fällt die Gesellschaft in ihrer Bildungsteilhabe weiter
auseinander. Vor diesem Hintergrund wurde mit dem Koalitionsvertrag für die 17. Wahl-
periode beschlossen, einen Schwerpunkt auf die Weiterbildung von Männern und
Frauen mit niedrigen Bildungsabschlüssen zu legen und zudem die Weiterbildungs-
aktivitäten der einzelnen Ressorts effektiver zu bündeln und Förderstrukturen neu zu
ordnen, um zu einem qualitativ verbesserten und transparenten Gesamtangebot zu
kommen.

Die Kleine Anfrage „Zukunftsherausforderung ,Lebensbegleitendes Lernen’” (Drs.
17/854) hat ergeben, dass ein Instrument zur institutionenübergreifenden Datener-
hebung bisher nur für den Bereich des Gesetzes über die Weiterbildung im Lande
Bremen (BremWBG) existiert. Es gibt aber kein landesweites, ressortübergreifendes
Instrument, welches auch die anderen Bereiche der externen öffentlich (mit-)finan-
zierten Weiterbildung außerhalb des BremWBG nach gleichen Kriterien erfasst. Da-
her gibt es auch keine umfassende Datenerfassung der Teilnehmenden nach Alter,
Geschlecht,  formalem  Bildungsstand  und  Stadtteil.  Um  allerdings  Steuerung,  Effi-
zienz und Transparenz zu schaffen, bedarf es zunächst einer Datengrundlage als Ar-
beitsfundament.

Wir fragen den Senat:

1. Hält der Senat eine ressortübergreifende jederzeit aktualisierbare Datengrund-
lage über die externe öffentlich (mit-)finanzierte Weiterbildung für notwendig,
die eine Bewertung der Weiterbildungsbeteiligung zulässt und für die Steuerung
der untenstehenden Fragestellungen geeignet ist? Wenn ja, wann wird der Senat
solch ein Steuerungssystem einführen, und wann wird es in eine erste Erprobungs-
phase kommen? Wenn nein, warum hält der Senat ein solches Steuerungssystem
nicht für notwendig?

2. Mit welchen Strategien und Maßnahmen wird der Senat bei der Weiterbildungs-
finanzierung einen Schwerpunkt auf Frauen und Männer mit niedrigen Bildungs-
abschlüssen setzen?

3. Mit welchen Strategien und Maßnahmen wird der Senat die Weiterbildungsak-
tivitäten der einzelnen Ressorts effektiver bündeln?

4. Mit welchen Strategien und Maßnahmen möchte der Senat zu einem qualitativ
verbesserten und transparenten Gesamtangebot kommen?

5. Hält der Senat die Wiederauflage eines regelmäßigen Weiterbildungsberichts für
sinnvoll? Wenn ja, wann ist mit der Herausgabe zu rechnen? Wenn nein, aus
welchen Gründen hält der Senat eine Weiterbildungsbericht nicht für sinnvoll?

Silvia Schön, Anja Stahmann,
Dr. Matthias Güldner und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
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Antwort des Senats vom 22. Dezember 2009

1. Hält der Senat eine ressortübergreifende jederzeit aktualisierbare Datengrund-
lage über die externe öffentlich (mit-)finanzierte Weiterbildung für notwendig,
die eine Bewertung der Weiterbildungsbeteiligung zulässt und für die Steuerung
der untenstehenden Fragestellungen geeignet ist? Wenn ja, wann wird der Senat
solch ein Steuerungssystem einführen, und wann wird es in eine erste Erprobungs-
phase kommen? Wenn nein, warum hält der Senat ein solches Steuerungssystem
nicht für notwendig?

Der  Senat  hält  eine  ressortübergreifende  und  aktualisierbare  Datengrundlage
über die externe öffentlich (mit-)finanzierte Weiterbildung für notwendig. Bereits
jetzt verfügen die mit Weiterbildung befassten Senatsressorts über eine umfas-
sende Datenlage, die Aussagen über den Mitteleinsatz und die erzielten Ergeb-
nisse pro Ressort zeigen. Die Fachressorts nutzen diese Daten als Kontroll- und
Steuerungsinstrument.

Die Abstimmung der Ressorts erfolgt durch die grundsätzliche Abstimmung von
Förderschwerpunkten und großen Einzelvorhaben. Dadurch wird der Mittelein-
satz abgeglichen und die Gefahr von Doppelförderungen verringert.

Die Kommunen Bremen und Bremerhaven werden im Kontext des BMBF-Pro-
jektes „Lernen vor Ort” ein kommunales Bildungsmonitoring aufbauen, das alle
Bildungsbereiche abbildet, so auch den Bereich der Weiterbildung.

Nachdem der vom Bund in Abstimmung mit einschlägigen Instituten und statis-
tischen Ämtern erarbeitete Indikatorenset und die notwendige Software vorge-
stellt wird, wird eine Prüfung der Kommunen und gegebenenfalls eine nachfol-
gende Einführung erfolgen. Eine entsprechende Arbeitsgruppe ist unter Feder-
führung der Senatorin für Bildung und Wissenschaft eingerichtet. Die aktuellen
Planungen sehen für das Land Bremen eine schrittweise Implementierung eines
solchen EDV-gestützten Monitoringsystems vor, das die einzelnen Bildungsbe-
reiche nacheinander integriert. Dabei wird auch die landesweite, ressortüber-
greifende Datenerfassung der Teilnehmenden nach dem Kriterium „Geschlecht”
berücksichtigt. Zur Steuerung wird es notwendig sein, diese geschlechterspe-
zifischen  Teilnehmendenzahlen  auch  nach  Lernbereichen  differenzieren  zu
können und mit anderen Kriterien, wie zum Beispiel Alter und Bildungsstand, zu
verknüpfen.

Unter Kostengesichtsgründen soll die Etablierung eines regelmäßigen Berichts-
wesens an den Aufbau des Monitoringsystems gekoppelt werden. Daher sehen
die aktuellen Planungen für den Bereich Weiterbildung einen ersten Bericht im
Jahr 2012.

2. Mit welchen Strategien und Maßnahmen wird der Senat bei der Weiterbildungs-
finanzierung einen Schwerpunkt auf Frauen und Männer mit niedrigen Bildungs-
abschlüssen setzen?

Einen Schwerpunkt auf die Weiterbildung von Männern und Frauen mit nied-
rigen Bildungsabschlüssen zu setzen, wurde durch die Regierungskoalition be-
schlossen und wird in den Ressorts zurzeit folgendermaßen umgesetzt:

Mit Mitteln des Beschäftigungspolitischen Aktionsprogramms (BAP) der Senatorin
für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales soll eine trägerunabhängige
Weiterbildungsberatung aufgebaut werden. Der Aufgabenzuschnitt der Weiter-
bildungsberatung wird gemeinsam von den Ressorts Arbeit, Frauen, Gesundheit,
Jugend und Soziales und Bildung und Wissenschaft entwickelt, um ressortüber-
greifend die Förderung des Zugangs zu den Angebotsstrukturen des lebenslan-
gen Lernens zu gewährleisten. Dabei soll auch ein Fokus auf die Förderung der
Weiterbildungsbeteiligung von bildungsfernen und arbeitsmarktbenachteiligten
Personen gelegt werden.

Über das Weiterbildungsgesetz fördert das Land Bremen Bildungsurlaub von ca.
13 000 Bürgerinnen und Bürgern; Frauen und Männer sind gleichberechtigt ver-
treten. Davon verfügen ca. 35 % über keinen Schulabschluss oder haben einen
Hauptschulabschluss. Demnach stellt der Bildungsurlaub ein gutes Instrument
zur  Ansprache  bildungsferner  Menschen  dar.  Besondere  Anstrengungen  sind
aber auch hier weiterhin nötig.
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Die  Bremer  Fachkräfteinitiative,  mit  der  im  Rahmen  des  BAP  die  Qualifika-
tionsentwicklung bei Arbeitslosen und Beschäftigten gefördert wird, hat einen
Schwerpunkt auf die Förderung abschlussbezogener Qualifizierungen für An-
und Ungelernte gelegt. Der BAP-Jahresfortschrittsbericht 2008 weist für annä-
hernd die erste Hälfte der Programmlaufzeit eine 37%-ige (Unterfonds 1.1. sowie
2.4)  bzw.  21%-ige  (Unterfonds  1.2)  Beteiligung  von  An-  und  Ungelernten  an
allen Teilnehmenden dieser Initiative aus. Der Frauenanteil wird für die ver-
schiedenen Hierarchiestufen nicht gesondert ausgewiesen, er beträgt insgesamt
an allen Beschäftigten (Unterfonds 1.1. und 1.2) 59 % und an allen Arbeitsuchen-
den (Unterfonds 2.4) 69 %.

Die Weiterbildungsmaßnahmen im Bremer Justizvollzug richten sich ausschließ-
lich  an  inhaftierte  Männer  und  Frauen,  die  über  einen  niedrigen  Bildungsab-
schluss verfügen sowie an Gefangene, bei denen ein ursprünglich höheres Bil-
dungsniveau, z. B. durch eine langjährige stofflich gebundene Sucht (Alkohol,
Medikamente, Drogen) und lange Arbeitslosigkeit abhanden gekommen ist.
Hierbei  gibt  es  im  Bereich  der  schulischen  Weiterbildungsmaßnahmen  Ange-
bote für 32 männliche Gefangene, ein Angebot für weibliche Gefangene ist in
Planung. Im Bereich der betrieblichen Weiterbildungsmaßnahmen sind 47 Plätze
für männliche und acht für weibliche Gefangene vorhanden.

3. Mit welchen Strategien und Maßnahmen wird der Senat die Weiterbildungs-
aktivitäten der einzelnen Ressorts effektiver bündeln?

4. Mit welchen Strategien und Maßnahmen möchte der Senat zu einem qualitativ
verbesserten und transparenten Gesamtangebot kommen?

Der Senat weist darauf hin, dass bereits jetzt die Ressorts Bildung und Wissen-
schaft sowie Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales und Wirtschaft und
Häfen  ihre  Förderschwerpunkte  grundsätzlich  untereinander  abstimmen.  Da-
rüber hinaus ist geplant, im kommenden Jahr durch diese Ressorts ein Strategie-
Maßnahmen-Paket  zu  erarbeiten,  das  die  institutionelle  und  projektbezogene
Förderung zukunftsgerecht gestaltet und finanziell absichert. Das Gesamtange-
bot in Bremen wird neben dem Bereich der öffentlich finanzierten externen Wei-
terbildung zudem durch viele Maßnahmen aus dem Bereich der privaten Wirt-
schaft sinnvoll und qualitativ hochwertig ergänzt.

5. Hält der Senat die Wiederauflage eines regelmäßigen Weiterbildungsberichts für
sinnvoll? Wenn ja, wann ist mit der Herausgabe zu rechnen? Wenn nein, aus
welchen Gründen hält der Senat eine Weiterbildungsbericht nicht für sinnvoll?

Wie in der Antwort auf die Frage 1 erläutert, befürwortet der Senat die Heraus-
gabe eines regelmäßigen Bildungsberichtes, in dem auch der Bereich Weiter-
bildung  angemessen  Berücksichtigung  findet.  Der  geplante  parallele  Aufbau
eines Monitoringsystems verweist zudem darauf, dass ein Bildungsbericht zwar
wesentlich  zur  Transparenz  des  Weiterbildungsbereichs  beitragen  und  auch
Grundlage für strategische Steuerungen sein kann. Der Senat vertritt jedoch die
Auffassung, dass ein Bericht nicht die Möglichkeiten ersetzen kann, die ein
Monitoringsystem bietet, nämlich kurzfristig aktuelle, steuerungsrelevante Da-
ten zur Verfügung zu haben. Hier stellt die Beteiligung am oben genannten Pro-
jekt „Lernen vor Ort”, die nur durch erhebliche, ressortübergreifende Anstren-
gungen bei der Antragstellung erreicht werden konnte, eine hervorragende Aus-
gangsposition dar.
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